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Vollzug der Naturschutzgesetze 
Ausnahme nach § 4 Abs. 3 Nr. 1 Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) zum Einsatz von 
Flaschenfallen zur Wespenbekämpfung in gewerblich genutzten Weinbergen 
 
 
 
Die Regierung von Mittelfranken erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 
Auf der Grundlage von § 4 Abs. 3 Nr. 1 der Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV) vom 16. Feb-
ruar 2005 (BGBl. I S. 258, ber. S. 896), zuletzt geändert durch Art. 10 des Gesetzes vom 21. Januar 
2013 (BGBl. I S. 95), werden zum Schutz der Traubenernte vor dem massenhaften Auftreten von 
Wespen folgende Regelungen in stets widerruflicher Weise getroffen: 
  

1. Für den Einsatz von Flaschenfallen zur Bekämpfung des diesjährigen massenhaften Auftre-
tens von Wespen wird in den im Regierungsbezirk Mittelfranken gelegenen gewerblichen 
Rebflächen von den entgegenstehenden Verboten der BArtSchV eine Ausnahme zugelas-
sen.  

 
2. Diese Ausnahme ergeht unter den folgenden Nebenbestimmungen:  

 
2.1 Der Durchmesser der Einfluglöcher in den Fangflaschen darf 5 mm nicht überschreiten.  

2.2 Der Flaschenkopf muss während der Installation verschlossen sein.  

2.3 Als Köderflüssigkeit ist eine Mischung aus 200 ml Bier, 100 ml Weinessig, 50 ml Himbeersi-
rup, 600 ml Wasser, 100 g Zucker und ein paar Tropfen Netzmittel (Spülmittel) zu verwen-
den.  

2.4 Die Aufhängung der Fallen erfolgt zentral im Bestand der Weinbaufläche, mindestens 5 bis 
10 m vom Feldrand entfernt. 

2.5 Die Flaschenfallen sind regelmäßig auf Fehlfänge zu untersuchen. Sollten bei dem regel-
mäßigen Entleeren der Fallen mehr als 1/4 Fehlfänge gezählt werden, ist die Falle unver-
züglich umzuhängen. 
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2.6 Die Fallen sind nach dem Ende der Weinlese auf der jeweiligen Fläche unverzüglich zu ent-
fernen.  

3. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfügung wird angeordnet.  

4. Diese Allgemeinverfügung tritt an dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft. Sie 
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2023 außer Kraft. 

 
Gründe: 

 
I. 
 

Bei warmen und trockenen Wetterverhältnissen, wie sie in diesem Jahr zu beobachten und auch wei-
terhin zu erwarten sind, kann es zu einem massiven und großflächigen Auftreten staatenbildender 
Wespen, insbesondere der Gemeinen Wespe (Vespula vulgaris) und der Deutschen Wespe (Vespula 
germanica) kommen. Dies führt dazu, dass Winzer in erheblichem Maß mit durch Wespen verursach-
ten Fraßschäden an ihren Trauben konfrontiert werden. Durch Fraßschäden und hieraus entstehen-
der Fäulnis können auch benachbarte, nicht direkt durch Fraß geschädigte Trauben verderben. Dies 
kann den Ertrag einer Rebfläche erheblich reduzieren.  
 
Um Fraßschäden durch Wespen zu verhindern bzw. zu reduzieren, können Flaschenfallen mit Fang-
flüssigkeit installiert werden. Die gefangenen Tiere werden bei dieser Fangmethode abgetötet. Auch 
bei spezieller Gestaltung und Verwendungsweise der Fangflaschen kann nicht gänzlich ausgeschlos-
sen werden, dass auch Exemplare anderer u. U. naturschutzrechtlich besonders geschützter wild le-
bender Tierarten in die Flaschenfallen gelangen. Durch eine Maximalgröße der Einflugöffnungen 
sowie eine spezielle Zusammensetzung der Fangflüssigkeit kann jedoch erreicht werden, dass deren 
Populationen und Arten nicht nachteilig beeinflusst werden und auch sonstige Belange des Arten-
schutzes dem Einsatz der Flaschenfallen nicht entgegenstehen. 
 

II. 
 
Die sachliche und örtliche Zuständigkeit für den Erlass dieser Allgemeinverfügung ergibt sich aus 
§§ 4 Abs. 3, 17 der BArtSchV, Art. 43 Abs. 2 Nr. 2, 44 Abs. 2 Satz 1 des Bayerischen Naturschutzge-
setzes (BayNatSchG) i. V. m. § 8 Abs. 2 Nr. 2 der Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Na-
turschutzgesetzes (AVBayNatSchG) und Art. 3 Abs. 1 Nr. 4 des Bayerischen Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (BayVwVfG). 
 
Neben Wespen, die durch den Einsatz der Flaschenfallen bekämpft werden sollen, werden auch In-
sektenarten, die artenschutzrechtlich zumindest besonders geschützt sind, durch den Einsatz der 
Flaschenfallen als unvermeidbarer Beifang ebenfalls betroffen. Hierunter fallen u. a. Wildbienen 
(Apoidea spp.), die gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 13 c Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. m. § 1 und 
Anlage 1, Spalte 2 BArtSchV besonders geschützt sind. Nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 BArtSchV ist es insbe-
sondere verboten, wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten mittels Fallen, die Tiere in 
größeren Mengen oder wahllos fangen oder töten können, nachzustellen, sie anzulocken, sie zu fan-
gen oder sie zu töten. Von diesem Verbot kann gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1 BArtSchV eine Ausnahme zur 
Abwendung erheblicher landwirtschaftlicher Schäden zugelassen werden, soweit dies erforderlich ist 
und der Bestand und die Verbreitung der betreffenden Population oder Art dadurch nicht nachteilig 
beeinflusst wird und sonstige Belange des Artenschutzes, insbesondere Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 
2009/147/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhal-
tung der wildlebenden Vogelarten und Artikel 16 Abs. 1 der Richtlinie 92/43/ EWG des Rates vom 21. 
Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen 
nicht entgegenstehen.  
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Aufgrund der derzeit vorherrschenden warmen und trockenen Wetterverhältnissen ist mit einem be-
sonders massiven und großflächigen Auftreten insbesondere der Gemeinen Wespe und der Deut-
schen Wespe, zu rechnen. Aus den daraus resultierenden fraß- und fäulnisbedingten Schäden 
besteht zum Schutz der heimischen gewerblich genutzten Rebflächen, mithin zur Abwendung erheb-
licher landwirtschaftlicher Schäden gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 1 BArtSchV, die Notwendigkeit, die erforder-
lichen Maßnahmen zu ergreifen um den Fraßdruck zu reduzieren und wespenbedingte Schädigungen 
der Traubenernte auf ein erträgliches Maß zu reduzieren. Andere gleich geeignete Methoden, die be-
sonders geschützte Tierarten weniger beeinträchtigen, sind nicht ersichtlich. Der Einsatz der Fla-
schenfallen erscheint aufgrund der zu befürchtenden Schäden auch unter Berücksichtigung des 
Schutzstatus der betroffenen besonders geschützten Arten angemessen. Durch die angeordneten 
Nebenbestimmungen, die Gestaltung, die Verwendungsweise sowie den Verwendungszeitraum der 
Flaschenfallen wird erreicht, dass die durch den Einsatz der Fallen betroffenen wild lebenden Popula-
tionen besonders geschützter Tierarten nicht nachteilig beeinflusst werden und auch sonstige Belan-
ge des Artenschutzes dem Einsatz der Flaschenfallen nicht entgegenstehen. So werden alle 
Tierarten, deren Kopf bzw. Körper größer als der der Gemeinen bzw. der Deutschen Wespe ist, durch 
die Beschränkung der maximalen Lochgröße davon abgehalten, in die Flaschenfalle zu gelangen. 
Durch die Beigabe von Alkohol und Essig zur Fangmischung wird die Lockwirkung auf Tierarten, de-
ren Tötung nicht durch die Festlegung der maximalen Lochgröße vermieden werden kann, stark re-
duziert. 

 
III. 

 
Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben. Es besteht Kostenfreiheit nach Art. 3 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Kostengesetzes (KG), da die Allgemeinverfügung von Amts wegen zur Ver-
meidung erheblicher landwirtschaftlicher Schäden im öffentlichen Interesse ergeht. 

 
IV. 

 
Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfügung wurde nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 der Verwal-
tungsgerichtsordnung (VwGO) angeordnet, damit eine Bekämpfung der Wespe während der in Kürze 
beginnenden Weinlese erfolgen kann. Ein Zuwarten bis zur Unanfechtbarkeit würde – möglichweise – 
die Bekämpfung während eines Gutteils der Weinlesezeit unmöglich machen, was erhebliche land-
wirtschaftliche Schäden nach sich zöge. 

 
V. 

 
Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 4 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(BayVwVfG) gilt bei öffentlicher Bekanntgabe eines schriftlichen Verwaltungsakts dieser zwei Wochen 
nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekanntgegeben. In einer Allgemeinverfügung kann als 
ein hiervon abweichender Tag frühestens der auf die Bekanntmachung folgende Tag bestimmt wer-
den. Da zur wirkungsvollen Bekämpfung des massenhaften Auftretens der Wespe erforderlich ist, 
dass das mit dieser Allgemeinverfügung eröffnete Zeitfenster möglichst vollständig ausgeschöpft 
werden kann, wurde von dieser Regelung Gebrauch gemacht. 
 

 
Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 
werden bei dem 
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Ansbach in 91522 Ansbach, 
 

Postfachanschrift: Postfach 6 16, 91511 Ansbach, 
Hausanschrift: Promenade 24 - 28, 91522 Ansbach. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

 
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-
Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
 
Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis (insbesondere Rechtsanwälte und Behörden) muss Kla-
gen grundsätzlich elektronisch einreichen. 
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 
 
 
 
Dr. Engelhardt-Blum 
Regierungspräsidentin 
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